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Ortsgemeinde Wellen
Bebauungsplan 
"Unter dem Farster Weg",

Satzung

Mai 2009....................................................................................................................

Die Darstellung der Grenzen und die Bezeichnung der
Flurstücke stimmt mit dem Nachweis des Liegen-
schaftskatasters überein.
Die Planungsunterlage entspricht den Anforderungen 
des §1 der Planzeichenverordnung.

Trier, den __________

______________________________
Vermessungs- und Katasteramt Trier

Der Gemeinderat Wellen hat am 06.11.2006 gem. 
§ 2 (1) BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplans 
beschlossen.
Der Beschluss wurde am  17./ 18.03.2007 gem.
§ 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

 

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Die in Betracht kommenden Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt 
werden, wurden bei der gem. § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig
beteiligt.
Ihnen wurde mit Schreiben vom 07.03.2007 Gelegenheit
zur Stellungnahme bis 10.04.2007 gegeben.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Die Öffentlichkeit wurde gem § 3 Abs. 1 BauGB im
Rahmen einer Bürgerversammlung am 26.03.2007 
frühzeitig über die Planung öffentlich unterrichtet.
Es wurde Gelegenheit zur Erörterung gegeben. 
Einladung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
erfolgte am 17./ 18.03.2007 im TV.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Der Gemeinderat hat die eingereichten Stellungnahmen
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sowie die vorgebrachten Anregungen aus der Öffent-
lichkeit in seiner Sitzung am 08.10.2007 geprüft, die
erforderliche Abwägung durchgeführt und das 
Abwägungsergebnis gebilligt. Es wurde mitgeteilt.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Dieser Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der 
Textfestsetzungen hat mit der Begründung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB auf die Dauer eines Monats
in der Zeit vom 19.05.2008 bis 19.06.2008 zu
jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. 
Ort und Dauer der Auslegung wurden am 
10.05.2008 mit dem Hinweis ortsüblich 
bekanntgemacht, dass Bedenken und Anregungen 
während der Auslegungsfrist vorgebracht werden 
können. Die in Betracht kommenden Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von
der Planung berührt werden, wurden über die öffentliche
Auslegung mit Schreiben vom 06.05.2008 unterrichtet. 
Ihnen wurde erneut Gelegenheit zu Stellungnahme 
gegeben.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

                               AUSFERTIGUNG

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen 
Inhalts diese Bebauungsplanes mit dem Willen des 
Ortsgemeinderates sowie die Einhaltung des gesetzlich 
vorgeschriebenen Verfahrens zur
Aufstellung des Bebauungsplans werden bekundet.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplanes
nebst Begründung sowie die Stelle, bei der der Plan
während der Dauer der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft
zu erhalten ist, wurde am __________gem. 
§ 10 (3) BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

In der Bekanntmachung der Genehmigungsverfügung
ist gem. § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen
für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung 
sowie Rechtsfolgen hingewiesen worden.
Auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschä-
digungsansprüchen (§ 44 BauGB) ist hingewiesen
worden.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Der Bebauungsplan wurde gem. § 10 Abs. 2 BauGB
durch die höhere Verwaltungsbehörde

                   GENEHMIGT.

Genehmigungsverfügung der Kreisverwaltung
Trier-Saarburg vom __________
Az.: _______________________

Trier, den __________

_____________________________ 
Kreisverwaltung Trier-Saarburg

Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich der 
Textfestsetzungen hat mit der Begründung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 16.02.2009 bis 
02.03.2009 erneut zu jedermanns Einsicht öffentlich 
ausgelegen. 
Ort und Dauer der verkürzten Auslegung zu den 
geänderten Inhalten wurden am 07.02.2009 mit dem 
Hinweis ortsüblich bekanntgemacht, dass Bedenken 
und Anregungen während der Auslegungsfrist vor-
gebracht werden können. 

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Der Gemeinderat Wellen hat am  25.05.2009  
den Bebauungsplan gem. § 10 (1) BauGB als Satzung 

                                     BESCHLOSSEN

Die Begründung wurde gebilligt.

Die örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung
baulicher Anlagen wurden gem. § 9 Abs. 4 BauGB
i.V.m. § 88 Landesbauordnung in den Bebauungsplan
als Festsetzung aufgenommen und ebenfalls als 
Satzung beschlossen

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Der Gemeinderat hat die im Zuge der öffentlichen
Auslegung eingereichten erneuten Stellungnahmen
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sowie die vorgebrachten Anregungen aus der Öffent-
lichkeit in seiner Sitzung am 02.02.2009 geprüft, die
erforderliche Abwägung durchgeführt, das Abwägungs-
ergebnis gebilligt und den Beschluss über die erneute
verkürzte Offenlage gem. § 4a Abs. 3 BauGB gefasst. 
Es wurde mitgeteilt.

Wellen, den __________

____________________
Ortsbürgermeister

Rechtsgrundlagen
Grundlagen dieses Bebauungsplanes sind:
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 24. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 3018)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung und
Bereitstellung von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz) 
vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466)

5. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Neufassung des Raumordnungsgesetzes und zur Änderung
anderer Vorschriften vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986) 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, 
Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Reduzierung und Beschleunigung von 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren vom 23. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2470)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 09. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3214)

Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) Vom 12. Juli 1999 
(BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 23. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3758)

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen, Richtlinie 92/43/EWG des Rates, vom 21. Mai 1992 
(ABL. EG Nr. L 206 vom 22.Juli 1992, S.7), geändert durch die Beitrittsakte von 1994 und durch
die Richtlinie 97/62/EG vom 27. Oktober 1997 (Abl. EG Nr. L 305 vom 8. November 1997, S. 42)

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 
zur Ordnung des Wasserhaushaltes (BGBI. I S. 3245), zuletzt geändert durch Art. 2 GV. 
10. Mai 2007 (BGBI. I S. 666)

Landesplanungsgesetz Rheinland-Pfalz (LPlG) in der Fassung vom 10. April 2003 (GVBI. S. 41), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 02. März 2006 (GVBI. S. 93)

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 (GVBI. S. 365), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (GVBI. S. 317)

Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 
(GVBI. S.153), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 26. November 2008 (GVBI. S. 294)

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft  Rheinland-Pfalz 
(Landesnaturschutzgesetz  LNatSchG) in der Fassung vom 28. September 2005 (GVBI. 2005, S. 387)

Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) vom 22. Januar 2004 (GVBI. 2004 S. 54), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 05. Oktober 2007 (GVBI. S. 191)

Landesstraßengesetz Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom 01. August 1977 (GVBI. S. 273), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2008 (GVBI. S. 317)

Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23. März 1978 (GBBI. S. 159), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. November 2008 (GVBL. S. 301)

Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz vom 15. Juni 1970 (GVBI. S. 198), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. Juli 2003 (GVBI. S. 209)

§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO

1. Art der baulichen Nutzung

§9 Abs.1 Nr.12, 14 und Abs.6 BauGB

7. Flächen für Versorgungsanlagen, Abfall-, Abwasserbeseitigung, Ablagerungen

§9 (1) Nr.2 BauGB, §§22 und 23 BauNVO

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

2. Maß der baulichen Nutzung

§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO

§9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB

6. Verkehrsflächen

§9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6 BauGB

9. Grünflächen

13. Maßnahmen und Flächen zum Schutz und Pflege von Natur und Landschaft

§9 Abs.1 Nr.25 Buchstabe b und Abs.6 BauGB

§9 Abs.1 Nr.20 und Abs.6 BauGB

§9 Abs.6 BauGB

15. Sonstige Planzeichen

Flurstücksgrenze laut Kataster

Bemaßung

Flurstücksnummer laut Kataster

Gebäude laut Kataster

9.00

Höhenlinie

Abfallentsorgung, Abwasser-
beseitigung und Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen

Fläche für das Bereitstellen von Abfallbehältern

Fußweg/ Treppe

Baugrenze

Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur u. Landschaft

Flächen für Maßnahmen zum

s. Textfestsetzungen 13.3 Öffentliche Grünfläche
im Nordosten (Fläche B)
s. Textfestsetzungen 13.4 Öffentliche Grünfläche
im Nordosten (Fläche C)

Flächen mit Bindungen für Bepflan-

Bäumen, Sträuchern und sonstigen
zungen und für die Erhaltung von

Bepflanzungen sowie von Gewässern

Umgrenzung von Schutzgebieten
und Schutzobjekten im Sinne
des Naturschutzrechts

FFH (Natura 2000) - Gebiet
"Nitteler Fels und Nitteler Wald"

Grenze des räumlichen Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans

Änderungsbereich zwischen 1. Offenlage
und 2. Offenlage

Stellung der baulichen Anlagen -
Hauptfirstrichtung

Böschung

öffentliche Grünflächen

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Mit Geh- und Fahrrechten zu belastende Flächen 
zu Gunsten der Ortsgemeinde

2Wo
WA Allgemeine Wohngebiete

2 Wohnungen je Wohngebäude

öffentliche Straßenverkehrsflächen

öffentliche Verkehrsflächen

s. Textfestsetzungen 13.2 Böschungsflächen und öffentliche Grünfläche
im Nordosten (Fläche A)
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II Anzahl der Vollgeschosse
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Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
1.  Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
Allgemeines Wohngebiet
§ 1 Abs. 2, 5 und 6 BauNVO
In dem allgemeinen Wohngebiet sind allgemein zulässig die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 bis 3:
- Wohngebäude
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störenden 
Handwerksbetriebe,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

Ausnahmsweise zulässig sind die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr.  2 BauNVO:
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

Nicht zulässig sind die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr.1, 3, 4 und 5:
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
- Anlagen für Verwaltungen
- Gartenbaubetriebe und
- Tankstellen

2. Maß der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
§ 16 Abs. 2 und 3 BauNVO 
Das Maß der baulichen Nutzung wird mit einer GRZ von 0,4 als Höchstmaß festgesetzt. 
Es sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. Eine Überschreitung der Zweigeschossigkeit ist nicht zulässig, 
auch wenn es sich um Vollgeschosse im Untergeschoss oder Dachgeschoss handelt. Der Ausbau des Dachgeschosses 
ist nur unter Einhaltung der maximalen Zweigeschossigkeit zulässig.

2.1 Überschreitung der Grundflächenzahl
§ 17 Abs. 1 i.V. mit Abs. 2 BauNVO
§ 19 Abs. 4 BauNVO
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Die Grundfläche darf durch die in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen nicht überschritten werden.

Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch
3. Bauweise
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO
Es sind ausschließlich Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig.
Die Gesamtlänge einzelner Gebäude darf bei Doppelhäusern 35 m und bei Einzelhäusern 18 m nicht überschreiten.

4. Stellplätze und Garagen
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. mit § 12 und 23 Abs. 5 BauNVO
Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Stellplätze sind auch außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche zwischen der straßenseitigen Baugrenze und der Katastergrenze 
der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. Zwischen Garagen und Katastergrenze der öffentlichen Verkehrsfläche 
ist ein Abstand von mindestens 5 Metern einzuhalten. Bei Eckgrundstücken ist mit der Garagenseitenwand 
ein Abstand von mindestens 3 Meter von der Straßenbegrenzungslinie einzuhalten.

5. Gebäudestellung
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Die Stellung der baulichen Anlagen ist in der Planzeichnung durch Eintrag der Hauptfirstrichtung parallel 
zur Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Die längsten Teile der Traufe sind parallel zu den eingetragenen 
Hauptfirstrichtungen zu errichten. Bei Zeltdächern ist die straßenseitige Traufe parallel zu den eingetragenen 
Hauptfirstrichtigen zu errichten.
Eine Abweichung ist bis zu einem Winkel von 10 Grad zulässig. Nebenfirstrichtungen sind bis zu einer Länge 
von zwei Drittel des Hauptfirstes zulässig.
Eine Befreiung von der Orientierung der Gebäude entlang der Baugrenzen und der Hauptfirstrichtung 
kann erteilt werden, wenn nur dadurch eine vorgesehene Nutzung von Sonnenenergie ermöglicht wird.
Die Notwendigkeit der Abweichung von der Hauptfirstrichtung zur Nutzung von Sonnenenergie ist nachzuweisen 
und das Einverständnis der Gemeinde einzuholen. 

6. Höchstzulässige Zahl der Wohnungen
§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB
In Wohngebäuden sind maximal 2 Wohnungen zulässig.

7. Höhenlage der baulichen Anlagen
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 i. V. mit § 9 Abs. 2 Bau GB i.V. mit § 88 Abs. 6 LBauO RP
Die Traufhöhe der bergseitigen Gebäude (Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut) darf in Gebäudemitte 
maximal 9,5 m über der Straßenbegrenzung errichtet werden (gemäß Höhenplan der Straßenplanung, siehe 
Schnittschema). Die Firsthöhe darf in Gebäudemitte nicht mehr als 13,5 m über der Straßenbegrenzung liegen 
(siehe Schnittschema).

Die Traufhöhe der talseitigen Gebäude (Schnittlinie der Wand mit der Dachhaut) darf in Gebäudemitte maximal 
6,5 m über der Straßenbegrenzung errichtet werden (gemäß Höhenplan der Straßenplanung, siehe Schnittschema). 
Die Firsthöhe darf in Gebäudemitte nicht mehr als 10,5 m über der Straßenbegrenzung errichtet werden 
(gemäß Höhenplan der Straßenplanung, siehe Schnittschema) liegen.

Eine sichtbare Wandhöhe zwischen dem Schnittpunkt angelegtes Gelände und dem obersten Wandabschluss 
der jeweiligen Außenwand darf 7,00 m an keiner Stelle des Gebäudes überschreiten. Wände unter Giebelflächen 
sind hierbei nicht mitzurechnen. Hier gilt als oberer Wandabschluss die Waagerechte in der Mitte zwischen 
den Schnittlinien der Wand mit der Dachhaut. Ebenfalls nicht mitzurechnen sind bei den bergseitigen Grundstücken 
die straßenseitigen Wände von Garagen bis zu einer Breite von zusammengenommen max. 7,00 m.

Entsprechende Geländedarstellungen (vorhandenes und geplantes Gelände) sind dem Bauantrag beizufügen.

Schnittschema, Maßstab 1:500

12. Grünordnerische Festsetzungen
12.1 private Grünflächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 
Auf allen Grundstücken ist je angefangene 300 m² Grundstücksgröße ein hochstämmiger Obstbaum oder ein 
mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen, pflegen, erhalten und bei Bedarf nachzupflanzen. Auf den Grundstücken 
östlich der Erschließungsstraße sind alle neu zu pflanzenden Bäume als Baumreihe entlang der südöstlichen 
Grundstücksgrenze zur freien Landschaft zu pflanzen.
Das Nachbarrechtsgesetz Rhld.-Pf. ist, auch für andere Pflanzungen, zu beachten.
Nadelgehölze sind maximal ein Baum pro Baugrundstück als Solitär zulässig.
Nadelgehölzhecken zur Grundstückseinfriedung sind nicht zulässig.
Die Pflanzungen auf den Privatgrundstücken sind spätestens nach Fertigstellung des jeweiligen Gebäudes 
vorzunehmen.

12.2 Trockenmauern
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Trockenmauern im Geltungsbereich sind zu erhalten. Die Anlage von Zufahrten bzw. Zuwegungen der betreffenden 
Baugrundstücke bleibt hiervon unberührt.

13. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
13.1 Flächenbefestigung
Flächen für Stellplätze, deren Zufahrten sowie die Grundstückszufahrten und -zugänge sind mit teildurchlässigen 
und teilbegrünten Belägen (z.B. Rasengittersteinen, Rasenpflaster) mit einem Abflussbeiwert kleiner oder 
gleich 0,6 zu befestigen.

Gestalterische Festsetzungen
Aufnahme örtlicher Bauvorschriften gemäß § 88 Abs. 1 und 6 LBauO RP i. V. mit § 9 Abs. 4 BauGB in den 
Bebauungsplan
8. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen
8.1 Außenwandflächen
- Zulässig sind verputzte Außenwände mit Farbanstrich, Natursteinsichtmauerwerk, Fassadenverkleidungen 
aus Naturstein, Schiefer oder unglasierten Klinkern sowie Holzverkleidungen oder Holzbauten.
- Holzhäuser als Naturstamm- oder Blockholzhäuser sind unzulässig.
- Wandverkleidungen mit Fliesen sowie mit Metall oder Kunststoffelementen sowie glasierte Klinker sind unzulässig. 
Ausnahmen sind im Einzelfall im Einvernehmen mit der Ortsgemeinde möglich.

8.2 Gebäudegestaltung
- Doppelhäuser müssen in Dachform, Dacheindeckung, Dachneigung und Traufhöhe einander angepasst 
werden.

9. Dachgestaltung
9.1 Dachform und Dachneigung bei Hauptgebäuden
- Es sind ausschließlich Satteldächer, Walmdächer und Zeltdächer mit einer Dachneigung von 22° bis 45° 
zulässig. Ferner sind versetzte Satteldächer mit einem Versatzmaß unter 2,00 m zulässig.
- Bei Ausführung als Gründach kann ausnahmsweise eine abweichende Dachneigung zugelassen werden.

9.2 Dacheindeckung
- als Dacheindeckung sind nicht glänzende Dachziegeln und Dachpfannen sowie Schiefer in dunkler Färbung 
zulässig.
- Für Teilbereiche ist eine Dacheindeckung aus Glas zulässig.
- Gründächer sind zulässig.
- Hochglänzende Dacheindeckungen sind unzulässig.

9.3 Dachaufbauten
- Dachaufbauten dürfen mit Ausnahme von Aufbauten technischer Art (Schornsteine, Antennen etc.) die 
Höhe der Hauptfirstlinie nicht überragen.
- Dachaufbauten müssen mindestens 1,50 m von den Giebelseiten entfernt sein.
- Dachaufbauten (Dachgauben) sind nur als Einzelgauben bis max. 2,50 m Breite zulässig.
- Gauben sind nur in einer jeweils horizontal durchlaufenden Fluchtlinie zulässig.
- Die Gesamtbreite einzelner Dachgauben und fassadenbündiger Dachaufbauten (Zwerchgiebel, Zwerchhäuser) 
dürfen 1/2 der Breite des Hauptgebäudes nicht überschreiten. 
- Die Dacheindeckung der Dachaufbauten ist in Farbe und Material dem Hauptdach entsprechend auszuführen.

10. Gestaltung der Außenanlagen
10.1 Einfriedungen
Einfriedungen sind nur bis zu einer maximalen Höhe von 1,50 m zulässig. Sie müssen als begrünte, lichtdurchlässige 
Drahtgeflecht-, Eisengitter oder Holzzäune, als Hecken oder Natursteinmauern bzw. als Betonmauer mit 
entsprechender Natursteinverblendung oder verputzte Mauer ausgeführt werden.

10.2 Aufschüttungen und Abgrabungen
Aufschüttungen und Abgrabungen dürfen nur in solchem Maß vorgenommen werden, wie diese für die Errichtung 
der baulichen Anlagen, zum Anlegen von Erdterrassen oder zur Herstellung des Geländeausgleichs erforderlich 
sind. Aufschüttungen und Abgrabungen sind, durch weiche Böschungen von mindestens 1:1,5 auszugleichen.
Veränderungen des natürlichen Geländeverlaufs im Baubereich benachbarter Grundstücke, sind aufeinander 
abzustimmen.

10.3 Stützmauern
Stützmauern sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen bis zu einer max. Höhe von 2,0 m zulj+¢ässig, 
um den Gebäuden zugeordnete Freiflächen und Stellplätze herzustellen. Sie sind als Natursteinmauerwerk 
(z.B. ortstypischer Kalkstein), als Betonmauer mit entsprechender Natursteinverblendung bzw. als verputzte 
Mauer oder begrünt auszubilden.

11. Zahl der Stellplätze und Garagen
Aufnahme örtlicher Bauvorschriften gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 8 LBauO RP i. V. mit § 88 Abs. 6 LBauO RP und 
§ 47 LBauO RP und § 9 Abs. 4 BauGB in den Bebauungsplan
Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind pro Wohneinheit mindestens 2 Stellplätze oder Garagen 
auf dem Grundstück herzustellen. 
Für sonstige zulässige Nutzungen ist die Höchstzahl der notwendigen Stellplätze gemäß Stellplatzverordnung 
Rheinland-Pfalz (Zahl, Größe und Beschaffenheit der Stellplätze für Kraftfahrzeuge - Verwaltungsvorschrift 
des Ministeriums der Finanzen vom 24. Juli 2000 (12 150 - 4533) (MinBl. S. 231)) herzustellen.

13.2 Böschungsflächen und öffentliche Grünflächen im Nordosten (Fläche A)
§ 9 Abs. 1, Nr. 20 BauGB
Auf Fläche A sind alle Laubbäume, bei gesicherter Standfestigkeit, zu erhalten und vor Schäden durch 
den Baubetrieb auf den angrenzenden Baugrundstücken und Erschließungsmaßnahmen zu schützen.
Sollten in Folge von Baumaßnahmen Laubbäume gerodet werden müssen, sind diese gleichwertig zu ersetzen.

13.3 Öffentliche Grünfläche im Südosten (Fläche B)
§ 9 Abs. 1, Nr. 20 BauGB
Auf Fläche B ist eine 3-reihige Hecke aus standorttypischen Gehölzarten anzulegen, zu pflegen und 
zu erhalten. Die Hecke ist beidseitig mit einem 3 m breiten Saumstreifen zu versehen. Dieser ist abschnitts- 
weise alle 2 - 3 Jahre zu mähen. Die Grenzabstände zur landwirtschaftlichen Flur sind zu beachten. 

13.4 Öffentliche Grünfläche im Nordosten (Fläche C)
§ 9 Abs. 1, Nr. 20 BauGB
Auf Fläche C ist eine Baumreihe aus hochstämmigen Obstbäumen anzupflanzen. Die Grenzabstände zur 
landwirtschaftlichen Flur sind zu beachten. Die Wiese ist extensiv mit einer ein- bis zweischürigen Mahd 
ab Juli zu pflegen. Düngemaßnahmen und Biozideinsatz sind nicht gestattet. Die Rohbodenflächen, Kalk-
sandablagerungen im nördlichen Teil der Fläche, sind so zu belassen.

14. Zuordnungsfestsetzung
§ 9 Abs. 1a BauGB
Die Ausgleichsflächen werden, entsprechend ihrem Anteil am Eingriff in Gehölzbestände
- zu 100 % den privaten Bauflächen
innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Unter dem Farster Weg" zugeordnet.
Die Ausgleichsmaßnahmen sind spätestens nach Fertigstellung der Erschließung durchzuführen.
Die Pflanzungen auf den Privatgrundstücken (Festsetzung 12.1) sind spätestens nach Fertigstellung des 
jeweiligen Gebäudes vorzunehmen.

Hinweise / Empfehlungen
15. Anschluss von Grundstücken an die Verkehrsflächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Die zur Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Böschungsflächen liegen auf den privaten Grundstücken. 
Die Eigentümer haben die zur Herstellung und Instandhaltung des Straßenkörpers notwendigen Arbeiten 
zu dulden. Geringfügige Grenzüberschreitungen (max. 50 cm vom Fahrbahnrand) durch öffentliche Anlagen 
wie Rand- steine von Gehwegen, Fahrbahnränder, Entwässerungsmulden etc. sind durch den Eigentümer 
zu dulden. Ferner ist zu dulden, dass Rückenstützen (Fundamente) der Fahrbahn und Gehwegbegrenzun- 
gen, sowie Beleuchtungsmasten, Strom- und Fernmeldekabel in angrenzende Grundstücke hineinragen können. 

16. Abfallentsorgung
Die Anwohner nördlich der Wendefläche müssen ihre Abfälle am Abfuhrtag auf der im Plan eingetragenen 
Fläche bereitstellen. 

17.  Geologie, Baugrund und Altablagerungen/Altlasten
Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden oder 
sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche/visuelle Auffälligkeiten) ergeben, ist die SGD 
Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt- schaft, Bodenschutz Trier umgehend 
zu informieren. Eine gutachterliche Begleitung der Aushubarbeiten der einzel- nen privaten 
Baugruben ist erforderlich und obliegt den privaten Bauherren. Die Altlasten sind im Rahmen 
der Er- schließung zu sanieren. Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 
an den Baugrund sind zu be- achten. Die Empfehlungen der orientierenden Bodenuntersuchung 
sind zu beachten. Zusätzlich sind für jedes Bau- grundstück vor Beginn der Baumaßnahme 
 von einem qualifizierten Gutachter Bodenuntersuchungen durchzufüh- ren. Der Aushub 
der Baugruben für die Gebäude ist gutachterlich zu begleiten und die Standfestigkeit nachzuweisen. 

18. Bodendenkmäler
Werden bei den Erschließungsmaßnahmen oder sonstigen Bauarbeiten Ruinen, alte Mauerreste, 
Gräber oder sonstige Spuren früherer Besiedlung beobachtet oder angeschnitten, ist unverzüglich 
die Untere Denkmalschutzbehörde der Kreisverwaltung Trier-Saarburg sowie das Landesmuseum 
Trier als Fachbehörde für Bodendenkmalpflege zu informieren.

19. Entwässerung, Zisternen
Es wird empfohlen, auf Dachflächen auftreffendes Niederschlagswasser im Rahmen einer Nachnutzung (z.B. zur 
Gartenbewässerung) in Zisternen aufzufangen. Die Zisternen sind mittels Überlaufleitungen an die zentrale 
Versickerungsmulden anzuschließen. 
Die Gebäude sind vor austretendem Schichtwasser und Versickerungswasser zu schützen.

20. Entwässerung, zentrale Rückhaltung
Auf der festgesetzten Fläche für die Wasserwirtschaft im Südwesten des Plangebietes 
des Bebauungsplans „Auf der Steinkaul" sind Retentions- und Versickerungsmulden für 
nicht schädlich verunreinigtes Oberflächenwasser anzu- legen. Die Retentions- und Versickerungsmulden 
sind mit einer, den feuchten Bodenverhältnissen angepassten, Wiesenmischung gegen Erosionsschäden 
anzusäen und mit einer einreihigen Hecke zu umpflanzen (Pflanzenauswahl siehe Pflanzliste). 
Die Sträucher sind zu pflegen, zu erhalten und bei Bedarf nachzupflanzen. Die Muldenflächen, 
ihre Böschungen und die umgebenden Wiesenflächen sind 1 mal / Jahr im Spätsommer bei 
trockenen Bodenverhältnissen zu mähen. Das Mähgut ist abzuräumen. Der Einsatz von 
Düngemitteln oder Pestiziden ist auszuschließen.

21. Garagen-Flachdächer
Garagen-Flachdächer sollten als bewachsene Gründächer (extensive Dachbegrünung mit 
einer Mindestsubstratüberdeckung von 0,15 m) gestaltet werden.

22. Gestaltung
Bei der Dach- und Fassadengestaltung der Gebäude sollte die Farb- und Materialwahl über 
die verbindlichen Festsetzungen hinaus die ortsüblichen Gestaltungsmerkmale berücksichtigen.

23. Schutz der Fledermäuse
Zum Schutz und zum Erhalt der im Gebiet heimischen Fledermauspopulation können beim Bau 
der Häuser Nist- und Unterschlupfmöglichkeiten für Fledermäuse in die Mauern integriert 
oder außen angebracht werden. Dabei handelt es sich um Flachkästen für spaltenbewohnende 
Arten, tiefe Kästen für Tages- und Paarungsquartiere, Großraumhöhlen für Wochenstuben- 
und Winterquartiere sowie Fassaden-Einbau-Höhlen.

24. Beeinträchtigungen durch Bahnbetrieb
Im Rahmen der Bauarbeiten für die Erneuerung und Aufweitung des Nitteler Tunnels können 
ab Dezember 2008 Immissionen entstehen. Dafür können gegen die DB AG keine Ansprüche 
auf Schutzmaßnahmen oder Entschädigungen geltend gemacht werden."

25. Behandlung des Oberbodens
Der Oberboden von Flächen, die durch Baumaßnahmen verändert werden, ist gem. DIN 18915 
zu behandeln und möglichst vor Ort einer Wiederverwendung zuzuführen. Nach Abschluss 
der Bauarbeiten ist - soweit notwendig - eine Tiefenlockerung durchzuführen.

26. Rodungsarbeiten
Rodungsarbeiten sind nur im Winterhalbjahr in der Zeit vom 30. September bis zum 1. März 
durchzuführen.

27. angrenzende Weinbauflächen
Auf den unmittelbar an bewirtschaftete Weinbauflächen angrenzende Bauflächen kann es 
u.U. zu zeitweisen Beeinträchtigungen aufgrund Spritzmitteleinsatzes kommen.

28. Schutz bestehender Gehölzbestände
Bei der Abwicklung der Bauarbeiten sind bestehende und zu erhaltende Gehölzbestände 
innerhalb und angrenzend zum Geltungsbereich des Bebauungsplanes gem. DIN 18920 "Schutz 
von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" zu schützen.

29. Böschungen
Bei der Böschungsbefestigung innerhalb der Grundstücke wird die Anlage weinbergstypischer 
Trockenmauern aus anstehendem Kalkstein empfohlen.

30. Grenzabstände für Pflanzen
Bei der Bepflanzung der öffentlichen und privaten Freiflächen sind die Ausführungen 
des Nachbarrechtgesetzes für Rheinland-Pfalz, Abschnitt 11 „Grenzabstände für Pflanzen" 
zu beachten.

31. Pflanzempfehlungen 
Bei Bepflanzungen auf privaten Grundstücken mit Gehölzen sollten bevorzugt heimische 
und standortgerechte, züchterisch nur wenig bearbeitete Arten verwendet werden. Es werden 
insbesondere die folgend genannten Arten vorgeschlagen:

32. Liste heimischer, standortgerechter Gehölzarten:
Pflanzenliste
Bäume 1. Ordnung
Spitzahorn (Acer platanoides), Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Traubeneiche )Quercus petraea), Stieleiche (Quercus robur), 
Winterlinde (Tilia cordata), 
Bäume 2. Ordnung
Feldahorn (Acer campestre), Birke (Betula pendula), Hainbuche (Carpinus betulus), Walnuss (Juglans nigra), Wildapfel (Malus sylvestris), 
Vogelkirsche (Prunus avium), Wildbirne (Pyrus pyraster), Eberesche (Sorbus aucuparia), sowie lokale Apfel- und Birnensorten, 
Weinbergspfirsich
Sträucher
Kornelkirsche (Cornus mas), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus avellana, Weißdorn (Crataegus monogyna), 
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus), Liguster (Ligustrum vulgare), Schlehe (Prunus spinosa), Div. Wildrosen (Rosa spec.), Schwarzer 
Holunder (Sambucus nigra), Wolliger Schneeball (Viburnum lantana)
Pflanzgrößen, wenn nicht anders festgelegt:
Hochstamm, StU mind. 14/16, Heister, 2-3xv, mind. 200-250, Strauch, 2-3xv, > 60/100,
Obstbaum: Hochstamm, StU mind. 8/10
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